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Deutschland verrechnet sich -
nicht nur im Solidarpakt 
Führt man alle bislang erkennbaren, fiir 
die Weiterentwicklung unseres Landes 
bestimmenden Kemdaten wirtschaftli­
cher, sozial- und gesellschaftspoliti­
scher sowie demographischer Natur zu­
sammen, stellt man sie in den Kontext 
der sich um uns herum verändernden 
Welt und mißt man daran das gegen­
wärtige Verhalten von Politik und Ge­
sellschaft, dann läßt dies bei objektiver, 
nicht auf Selbsttäuschung angelegter 
Betrachtung nur einen Schluß zu: 
Deutschland ist im Begriff, sich gewal­
tig zu verrechnen - und das auf so gut 
wie allen entscheidenden Ebenen. 

Rechenfehler Solidarpakt 

Schon das von der Politik als Beweis 
ihrer Handlungsfähigkeit gefeierte na­
tionale Rechenwerk des sogenannten 
Solidarpakts gibt Anlaß zur Überprü­
fung unseres Umgangs mit den Grund­
rechenarten. Was nach monatelangem 
Tauziehen parteiübergreifend von 
Bund und Ländern vereinbart wurde, 
soll nach den Worten des Bundeskanz­
lers "die Finanzgrundlagen für die vor 
uns liegenden Jahre bis 1995 und dar­
über hinaus sichern", in schwieriger, 
von Rezession gekennzeichneter Lage 
den für eine Erholung in West- und 
Ostdeutschland unerläßlichen Wachs­
tumskräften aufhelfen, klare Rahmen­
daten setzen und den lähmenden inner­
staatlichen Verteilungskämpfen den 
Boden entziehen. Angesichts der zur 
Lösung anstehenden Probleme nur zu 
berechtigte Ziele. 

Grund genug, den Solidarpakt - bei 
dem einzelne Vereinbarungen zwi­
schen den Beteiligten längst wieder 
umstritten sind - einer näheren Betrach­
tung zu unterziehen und ihn an der Auf­
gabe selbst zu messen. Grund auch, mit 
wenigen Strichen zu skizzieren, worauf 

es nunmehr ankommt, wenn wir uns 
nicht in falscher Sicherheit wiegen wol­
len. 

Finanzwirtschaftliches Abenteuer 

Der auf längere Sicht wohl folgen­
schwerste Mangel dieses zwischen 
Bund und Ländern geschnürten Fin­
anzpakets von Ausgabeverpflichtungen 
und Einnahmeerwartungen: Es lädt 
dem Bund einseitig Belastungen in ei­
nem Umfang auf, die dieser mit den 
bislang vorgesehenen Einnahmen nicht 
verkraften können wird. Zur Ausgaben­
seite: Mit 51 Mrd. Mark ab 1995 trägt 
der Bund beim Nettotransfer in die neu­
en Bundesländer die Hauptlast, wäh­
rend die Länder lediglich knapp 5 Mrd. 
zuschießen. Als Folge davon wird der 
Bund nach jetziger Vorausschätzung 

1995 seine Ausgaben zu etwa 13 Pro­
zent mit Krediten finanzieren müssen, 
während die kreditfinanzierten Ausga­
ben der alten Länder im gleichen Jahr 
bei lediglich 2,1 Prozent liegen dürften. 

Die Einnahmenseite verstärkt das Un­
gleichgewicht. Die Beteiligung der 
Länder am Mehrwertsteueraufkommen 
wird von jetzt 37 Prozent auf voraus­
sichtlich 44 Prozent erhöht, während 
dem Bund zur Finanzierung seiner Aus­
gabensteigerungen aus dem ab 1995 
erhobenen Solidaritätszuschlag von 7,5 
Prozent der Einkommensteuerschuld 
Mehreinnahmen in Höhe von etwa 28 
Mrd. Mark zufließen dürften. Doch da­
mit ist keine auch nur annähernde 
Gleichgewichtigkeit gegeben. Denn 
während der Solidaritätszuschlag nach 
einigen Jahren erklärtermaßen wegfal-

Der Solidarpakt in Kürze 

- Von West nach Ost werden ab 
1995 rund 56 Mrd. Mark fließen. 
Davon kommen 51 Mrd. vom 
Bund und knapp 5 Mrd. von den 
Westländem. Zum gleichen Zeit­
punkt wird der Mehrwertsteu­
eranteil der Länder von 37 auf 44 
Prozent erhöht. 

- Die Hilfen für den ostdeutschen 
Wohnungsbau werden aufge­
stockt. Das Programm der Kredit­
anstalt für Wiederaufbau verdop­
pelt sich von 30 auf 60 Mrd, 
Mark. Die Altschulden der ost­
deutschen Wohnungsbaugesell­
schaften werden im wesentlichen 
vom Bund übernommen. 

- Der Fonds Deutsche Einheit er­
hält 1993 einen Zuschuß von 3,7 
Mrd. Mark. 

Der Kreditrahmen der Treuhand­
anstalt zur Sicherung industrieller 
Kerne und zur Beseitigung ökolo­
gischer Altlasten wird erweitert. 

Für Arbeitsbeschaffungsmaßnah­
men werden 1993 zusätzlich 2 
Mrd. Mark zur Verfügung gestellt. 
Sozialleistungen wie Arbeitslosen­
geld, Sozialhilfe oder Bafög wer­
den nicht beschnitten. 

In Höhe von rund 9 Mrd. Mark 
sollen Ausgaben gekürzt und Steu­
ersubventionen abgebaut werden. 

Ab dem Jahre 1995 wird auf die 
Lohn- und Einkommensteuer ein 
Solidaritätszuschlag von 7,5 Pro­
zent erhoben. Voraussichtliche 
Mehreinnahmen für den Bund: 28 
Mrd. Mark. 
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len soll, dürfte sich die zugunsten der 
Länder verschobene Aufteilung des 
Mehrwertsteueraufkommens zu einer 
dauerhaften Regelung mit Besitz­
standscharakter verfestigen. 

Auf eine knappe Formel gebracht: Der 
Bund hat sich, um endlich einen Kon­
sens mit den Ländern zu finden, auf 
eine finanzwirtschaftlich abenteuerli­
che Entwicklung eingelassen. Mit der 
jetzt eingeschlagenen Richtung steuern 
wir auf eine Situation zu, in der dem 
Bund relativ wenige Mittel, dafür aber 
um so größere, in Hunderte von Milli­
arden gehende Belastungen ins Haus 
stehen - man denke nur an den viel 
länger dauernden Aufbau Ost, die Fi­
nanztransfers an die Europäische Ge­
meinschaft, die künftigen Hilfen für die 
mittel- und osteuropäischen Staaten, 
die Mittel für eine immer teurere Ar­
beitsmarktpolitik, die Zuschüsse zur 
Rentenversicherung und an die Kosten 
für den Ausbau der Verkehrswe _ 
wie für die Entschuldung der bundesei­
genen Bahnen. 

Weitere gewaltige Hypotheken werden 
schon in den nächsten Jahren fällig. So 
wird sich die Altersstruktur der Bevöl­
kerung binnen kurzem deutlich ver­
schlechtem. Das bringt die gesetzliche 
Rentenversicherung, bei der schon jetzt 
eine Anhebung um 1,5 Prozentpunkte 
im Gespräch ist, und die gesetzliche 
Krankenversicherung unter zusätzli­
chen Druck und wird die Kosten für die 
von Anfang an falsch konzipierte und 
unsolide berechnete Umlage-Pflegever­
sicherung in die Höhe schnellen lassen 
und, da diese sich in den Betrieben als 
zusätzliche Personalkosten nieder­
schlagen, überdies viele Arbeitsplätze 
bedrohen. Ohne Weichenstellungen im 
Sozialsystem und in der Finanzpolitik 
ist damit zu rechnen, daß die vergli­
chen mit anderen Staaten ohnehin 
schon beträchtliche Abgabenquote (sie­
he Grafik) noch weiter ansteigen wird. 

Kurzum: Ein Pakt, der diese Entwick­
lungen vernachlässigt, trägt schon den 
Keim künftiger gesellschaftlicher Kon­
flikte in sich selbst. 

Kein Spar- und Wachstumspakt 

Um diese Konflikte zu vermeiden, hät­
te Konsolidierung zur Richtschnur des 
Solidarpakts gemacht werden müssen. 
Doch von den ursprünglichen Beteue­
rungen, die öffentliche Haushalte mit 
dem notwendigen Einsparwillen auf 
dieses Ziel hin zu durchforsten, ist nicht 
viel übriggeblieben. Ausgabenküizun-
gen und Abbau von Steuervergünsti­
gungen sind mit zusammen rund 9 Mrd. 
Mark ausgesprochen mager ausgefal­
len. Sozialausgaben wurden dabei zum 
Tabu erklärt. Statt dessen will der Bun­
desarbeitsminister die einzusparenden 
Milliarden mit verstärkten Mißbrauchs­
kontrollen hereinholen, was schon für 
sich genommen ein bezeichnendes 
Licht auf die bisherige Praxis wirft. Da 
es nach aller Erfahrung aber eher frag­
lich ist, ob die Ausgabenkürzungen 
auch realisiert werden können und da 
den Berechnungen überdies eine wohl 
zu optimistische Konjunkturerwartung 
für 1994 und danach zugrunde gelegt 

wurde, rücken eine noch höhere Neu­
verschuldung sowie weitere Steuerer­
höhungen in den Bereich des Wahr­
scheinlichen. 

So ist schon die Anlage des Solidar­
pakts kontraproduktiv und setzt in ih­
ren Auswirkungen die falschen Anrei­
ze: Die alten Länder können in ihrem 
Ausgabegebaren fast so weitermachen 
wie bisher, während der Bund, um sei­
ne Schulden bezahlen zu können, schon 
in absehbarer Zukunft noch mehr 
Schulden machen muß. Nach seriösen 
Schätzungen wird die Nettoneuver-
schuldung schon in diesem Jahr die 
Rekordhöhe von 70 Mrd. Mark errei­
chen. Eingeplant waren 43 Mrd. Mark. 
Ob die für 1995 mit knapp 64 Mrd. 
Mark prognostizierte Nettokreditauf­
nahme des Bundes eingehalten wird, 
dürfte ebenfalls mehr als fraglich sein. 
Doch selbst damit würde Deutschland 
das in Maastricht vereinbarte Beitritts­
kriterium für die Europäische Wäh­
rungsunion - ein Haushaltsdefizit von 
unter 3 Prozent des Bruttoinlandspro­
dukts - glatt verfehlen. 

Und da die Aufnahme neuer Schulden 
nicht ausreichen wird, sind zusätzlich 

Abgabenquote im internationalen Vergleich 1992 

(Steuern und Sozialversicherungsbeiträge in Prozent des 
jeweiligen Bruttoinlandsproduktes) 
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zur Solidaritätsabgabe weitere Steuer­
erhöhungen eingeplant - u.a. Änderun­
gen bei der Besteuerung von Renten, 
Erhöhungen der Vermögensteuer bei 
Privatpersonen, der Versicherungsteu­
er sowie aller Wahrscheinlichkeit nach 
auch der Mineralölsteuer. Insgesamt ist 
1995 mit zusätzlichen Steuererhöhun­
gen im Umfang von 42 bis 50 Mrd. D-
Mark zu rechnen. 

Um die vor uns liegenden Aufgaben 
ohne erhebliche Einbußen beim Le­
bensstandard bewältigen zu können, ist 
vor allem eine langanhaltende Phase 
wirtschaftlichen Wachstums notwen­
dig. Sie allein würde es erlauben, sozia­
len Konflikten und lähmenden Vertei­
lungskämpfen vorzubeugen. 

Doch Wachstumsimpulse gehen vom 
vereinbarten Sozialpakt gerade nicht 
aus. Er ist kaum mehr als eine Überein­
kunft zur Umverteilung erdrückender 
öffentlicher Lasten - zumeist zum 
Nachteil des Bundes, der seine bisheri­
gen Schulden schon kaum tragen kann, 
und in jedem Fall zum Nachteil des 
Steuerzahlers, in dessen Interesse es 
läge, wenn der Dschungel öffentlicher 
Ausgaben endlich gründlich gelichtet 
würde. Stattdessen ist der vermeintli­
che Solidarpakt zum Abgabenpakt ge­
worden, der geradezu vereitelt, was er 
schaffen sollte: die Voraussetzungen 
für eine nachhaltige Erholung der Wirt­
schaft und für anhaltendes Wirtschafts­
wachstum. 

Vernachlässigung des Standorts 

Darin kommt eine gefährliche Ver­
nachlässigung der Standortbedingun­
gen zum Ausdruck, die für deutsche 
Politik prägend geworden ist. Auch das 
Vorhaben eines Standortsicherungsge­
setzes ändert daran wenig. Es sieht im 
Kern vor, den Körperschaftsteuersatz 
auf einbehaltene Gewinne von 50 auf 

44 Prozent, bei ausgeschütteten Gewin­
nen von 36 auf 30 Prozent zu senken. 
Um die der Einkommensteuer unterlie­
genden gewerblichen Gewinne nicht 
schlechterzustellen, sollen auch sie 
nicht höher als mit 44 Prozent belastet 
werden. Trotz der damit verbundenen 
Verletzung der Steuersystematik ist 
dies ein Schritt in die richtige Richtung 
- zumal die längst fällige Reform der 
Gewerbesteuer die Kraft der Politiker 
wohl auch weiterhin überfordern dürf­
te. 

Als investitionspolitisch eher kontra­
produktiv dürfte sich aber erweisen, 
daß der Gesetzgeber eine Gegenfinan­
zierung durch die zunächst Entlasteten 
vorsieht: Im Gegenzug zur Steuersen­
kung sollen die Abschreibungsbedin­
gungen durch Rückführung der degres­
siven Abschreibung für bewegliche 
Wirtschaftsgüter von 30 Prozent auf 25 
Prozent und für Betriebsgebäude von 
10 Prozent auf 7 Prozent verschärft 
werden. Die Bundesregierung rechnet 
damit, daß die daraus resultierende 
Mehrbelastung der Unternehmen im 
Zeitraum bis einschließlich 1996 den 
Entlastungseffekt auf der Steuerseite 
gerade kompensiert. 

Zwar ist richtig, daß eine geringere Ab­
schreibung primär dazu führt, daß die 
auf ein Investitionsprojekt entfallende 
Steuerschuld zeitlich vorgezogen, nicht 
aber erhöht wird (wenn man den ent­
gangenen Zinsgewinn durch eine zeit­
lich verzögerte Steuerzahlung einmal 
vernachlässigt). Für den Zeitraum bis 
1996 - und möglicherweise noch für 
eine ganze Reihe weiterer Jahre - gilt 
jedoch, daß im Vergleich zum Status 
quo derjenige entlastet wird, der wenig 
investiert und infolgedessen wenig ab­
zuschreiben hat, während die investie­
renden Unternehmen unter dem Strich 
höher belastet werden. Gewerbliche In­
vestitionen werden damit steuerlich 
diskriminiert. 

Die Folgen sind absehbar: Das Stand­
ortsicherungsgesetz wird die notwen­
dige Investitionsdynamik nicht anregen 
können und behindert mit Gewißheit 
solche gewerbliche Investitionen, de­
ren Rentabilität von guten Abschrei­
bungsbedingungen abhängt, also Inve­
stitionen mit kurz- bis mittelfristigem 
Zeithorizont. Darunter fallen vor allem 
Investitionen kleiner und mittelständi­
scher Unternehmen, denen gerade in 
den neuen Bundesländern eine Schlüs­
selrolle zukommt. Hier rächt sich, daß 
das Standortsicherungsgesetz nicht in 
den Solidarpakt eingebunden wurde, 
was eine geeignetere Form der Gegen­
finanzierung möglich gemacht hätte. 

Bei den gegenwärtigen Bedingungen 
und Weichenstellungen ist mit einem 
Aufschwung im Jahre 1993 kaum zu 
rechnen, und selbst für 1994 ist die 
Ausgangslage nicht gerade vorteilhaft. 
Wenn die Konjunktur sich verhältnis­
mäßig schnell wieder erholen soll, 
müßte der Staat wirklich wachstums­
fördernde Maßnahmen ergreifen, und 
es müßte darüber hinaus zu einer dra­
stischen Revision der Lohnpolitik kom­
men. Doch beides ist nicht in Sicht. 

Dabei ist eine rasche Überwindung der 
Rezession dringend geboten. Gerade 
die neuen Bundesländer müssen daran 
besonders interessiert sein. Sie müssen 
sich vor allem im Westen neue Märkte 
erschließen. Zudem benötigen sie Inve­
stitionen aus dem Westen, die teilweise 
ausgesetzt oder zeitlich gestreckt wer­
den, wenn der Gesamtmarkt mit den 
bestehenden Kapazitäten bedient wer­
den kann. Kapazitätsengpässe in den 
alten Standorten schaffen ein Klima, 
das auch Regionen, in denen noch Re­
serven vorhanden sind, rasch mit neuer 
industrieller Substanz füllt - und zwar 
besonders schnell, wenn wie in den 
neuen Bundesländern Standortnachtei­
le durch staatliche Fördermaßnahmen 
kompensiert werden. 
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Gefahrenherd Lohnkosten 

Zu einem Solidarpakt, der kein Torso 
bleiben will, gehört die Einbindung der 
Tarifpartner. Solange die privaten Ver­
teilungsansprüche nicht der Leistungs­
fähigkeit der Wirtschaft angepaßt wer­
den, ist auf der Kostenseite keine Ent­
lastung zu erwarten. Dies gilt insbeson­
dere für die Lohnpolitik in den neuen 
Bundesländern. Ihre wirtschaftliche Er­
neuerung ist vor allem ein Zeitproblem: 
Die Marktwirtschaft wird die struktu­
rellen Probleme in den neuen Bundes­
ländern lösen. Aber sie braucht Zeit, 
um so mehr, wenn ihr zuwiderlaufende 
Regulierungen und Investitionshemm­
nisse fortbestehen und die Löhne wei­
terhin der Leistungsfähigkeit der Wirt­
schaft weit voraneilen. 

Die Löhne in den neuen Bundeslän­
dern sind nach wie vor weit höher als 
die Produktivität der Arbeit. Die Sche­
re beginnt sich zwar zu schließen: Die 
Lohnstückkosten im Osten liegen "nur" 
noch um 70 Prozent über denen der 
westlichen. Aber um welchen Preis! 
Die augenblicklichen Produktivitäts­
steigerungen sind in erster Linie darauf 
zurückzuführen, daß die Betriebe in ho­
hem Maße unterproduktive Arbeits­
kräfte entlassen haben. Damit steigt die 
Durchschnittsproduktivität Da diese 
Entwicklung anhalten wird, ist damit 
zu rechnen, daß sich die auf die abhän­
gigen Erwerbspersonen bezogene Ar­
beitslosenquote auf über 18 Prozent 
steigern wird. Noch im Jahre 1991 lag 
sie im Jahresdurchschnitt noch bei 11,6 
Prozent. 

In den Jahren 1990 bis 1992 stiegen die 
Löhne in den neuen Bundesländern mit 
Jahresraten von über 20 Prozent. Ein 
Vergleich mit dem Ausland macht den 
dabei zurückgelegten Höhenunter­
schied deutlich: 1989 nahm die DDR 
ungefähr das Lohnkostenniveau der 
Türkei ein, heute stehen die neuen Bun­

desländer etwa auf der Lohnhöhe der 
Industriemacht Japan. Doch durch die 
Lohnsteigerungen im Gefolge der 
Währungsumstellung ist der im Osten 
vorhandene Anlagenbestand fast 
schlagartig entwertet worden: Bei sol­
chen Löhnen läßt sich mit den alten, 
zeit- und kräfteraubenden Anlagen 
nicht wirtschaftlich, sprich kostendek-
kend produzieren. Sie sind damit un­
brauchbar geworden. Der dadurch noch 
weiter beschleunigte Zusammenbruch 
der Wirtschaft in den fünf neuen Län­
dern liegt also in der Konsequenz der 
bewußt getroffenen (lohn-)politischen 
Entscheidungen, die in höchstem Maße 
marktwidrig waren. 

Von den Ende 1990 gezählten 7,7 Mil­
lionen Arbeitnehmern sind in den neu­
en Bundesländern heute nur noch etwa 
5,7 Millionen regulär beschäftigt - eine 
Million davon auf Arbeitsplätzen, de­
ren Erträge die Lohnkosten nicht dek-
ken. Nach sorgfältigen Schätzungen 
wird eine Lohnanpassung nach dem 
1991 vereinbarten Stufenplan bis 1996 
weitere 750.000 Arbeitsplätze gefähr­
den und öffentliche Transferleistun­
gen in Form von Arbeitslosengeld, Ar­
beitslosenhilfe und Arbeitsbeschaf­
fungsmaßnahmen von zusätzlichen 30 
Mrd. Mark verschlingen. Es ist abzuse­
hen: Was von der Industrie der ehema­
ligen DDR noch übriggeblieben ist, 
wird im internationalen Wettbewerb 
nicht bestehen können und bis auf ge­
ringe Reste verschwinden. Die Trans­
fers von Ost nach West hingegen stei­
gen weiterhin steil an. Für 1993 wer­
den sie auf brutto 238 Mrd. Mark ein­
geschätzt. Und sie werden schwindel­
erregende Höhen erreichen, wenn die 
Einkommen der Produktivität weiter 
voraneilen. Setzt sich der bisherige 
Trend der Lohnsteigerungen fort, so 
sind im Jahre 1996 Transfers von West 
nach Ost in der Größenordnung von 
weit über 300 Mrd. Mark nicht auszu­
schließen. 

Gewiß, im Falle der neuen Bundeslän­
der gab es für raschere Lohnerhöhun­
gen neben handfesten Gruppeninteres­
sen und wahltaktischem Kalkül durch­
aus diskussionswürdige Gründe - vom 
befürchteten Exodus der arbeitenden 
Bevölkerung gen Westen bis zur For­
derung, die Deutschen östlich der Elbe 
nicht allein für diejenigen Folgelasten 
des Weltkriegs aufkommen zu lassen, 
die aus der ihnen aufgezwungenen so­
zialistischen Zwangs- und Mißwirt­
schaft herrühren, während die Deut­
schen westlich des Eisernen Vorhangs 
sich dank ihrer marktwirtschaftlichen 
Grundordnung in vierzig Jahren einen 
beträchtlichen Wohlstand schaffen 
konnten. Dennoch: Heute dürfte das 
Hinausschieben der vollen Lohnanglei-
chung keine größeren Wanderungs­
bewegungen mehr auslösen. Das bele­
gen Erfahrungen in vielen anderen 
Volkswirtschaften, die - anders als wir 
- nicht von absolutem Gleichheitsdrang 
besessen sind und deshalb Lohnunter­
schiede zwischen verschiedenen Re­
gionen für selbstverständlich ansehen. 

Fragwürdige Erhaltung 
industrieller Kerne 

Verrechnen werden wir uns auch dann, 
wenn wir der unter Politikern wachsen­
den Neigung nachgeben, in den neuen 
Bundesländern sogenannte industrielle 
Kerne ohne Rücksicht auf Markt-, Ge­
winn- und eigenständige Überlebens­
chancen zu erhalten. Die Absicht mag 
zunächst verständlich erscheinen. Ge­
samtwirtschaftlich ist sie in höchstem 
Maße schädigend. Und da politisch 
nicht vernünftig sein kann, was sich als 
wirtschaftlich ruinös erweist, ist sie 
auch politisch nicht tolerabel. 

Diese "Kern"-Idee, zunächst als Einla­
dung an die Gewerkschaften zum Bei­
tritt in den Solidarpakt gedacht, hat be­
reits politisches Eigenleben entfaltet. 
Für Politiker, die Zukunftsorientierung 
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und "Handlungsfähigkeit" unter Be­
weis stellen wollen, eröffnet sich hier 
ein ideales Betätigungsfeld, weil viele 
Wähler es für naheliegend halten, daß 
der Staat sich um die entscheidenden 
Bereiche der Wirtschaft kümmert. Aber 
gerade weil das Beackern des Feldes 
der Industriepolitik fiir Volksvertreter 
so anziehend wirkt, besteht die Gefahr, 
daß dabei weniger das sachlich Ge­
botene als das politisch kurzfristig 
Nützliche im Vordergrund steht. 

Mit der Aufgabe, die bisherigen Staats-
untemehmen in den neuen Bundeslän­
dern in private Hände überzuführen, ist 
eine eigene öffentlich-rechtliche 
tur, die Treuhandanstalt, betraut. Jetzt, 
unter der neuen politischen Devise der 
Erhaltung industrieller Kernbereiche, 
wind bei ihr verstärkt das eigene Sanie­
ren vor dem Privatisieren angemahnt. 
Mit Hinweis auf Unternehmensbeteili­
gungen des Bundes nach dem Zweiten 
Weltkrieg soll eine Gleichbehandlung 
derStaatsuntemehmen im Ostteil unse­
res Landes eingefordert werden. Doch 
der Staat ist gegenüber dem privaten 
Erwerber eines Unternehmens in der 
Regel der schlechtere Sanierer. Letzt­
lich läßt sich das erforderliche Investiti­
onskapital und insbesondere das unter­
nehmerische Know-how nur durch 
konsequentes Privatisieren (zurück-) 
gewinnen. Die Erfahrungen aus der 
Vergangenheit der alten Bundesrepu­
blik zeigen, daß staatliche Stellen eine 
rasche, erfolgreiche Sanierung kaum 
zustande bringen. Sie tendieren eher 
dazu, eine Sanierung so lange und ko­
stenreich fortzusetzen, bis das ver­
meintliche Sanierungsvorhaben in eine 
Steuergelder verschlingende Dauersub­
vention mündet, aus der sich zu befrei­
en der Politik die Kraft fehlt. 

Die zahllosen staatlichen Mißerfolge 
auf diesem Gebiet sind kein Zufall. Sie 
beruhen auf dem Trugbild einer ver­
meintlich allwissenden öffentlichen 

Verwaltung, die umfassender denken 
und den künftigen Bedarf besser erken­
nen könne als die nur auf wenige Märk­
te spezialisierten Unternehmer. Doch 
schon jetzt ist abzusehen, daß die Un­
ternehmen, die von Staats wegen erhal­
ten werden sollen, zu einem guten Teil 
Branchen angehören, die bei uns 
schrumpfen müssen, wenn wir Hoch­
lohnland bleiben wollen. Diese Struk­
turen zu erhalten, macht wenig Sinn. 
Sich mit Subventionen gegen eine Än­
derung der weltwirtschaftlichen Ar­
beitsteilung zu stemmen, ist nicht nur 
ungemein kostspielig. Es behindert 
auch die wirtschaftliche Entwicklung 
der Länder, gerade in Osteuropa und 
der Dritten Welt, denen wir unentv» 
unsere Hilfsbereitschaft versichern. 

Es kommt erschwerend hinzu, daß 
staatliche Unternehmen allzu leicht ge­
neigt sind, der Forderung nach markt­
widrigen Lohnsteigerungen nachzuge­
ben. Sie spekulieren dabei - und nicht 
zu unrecht, wie die Erfahrung aus der 
Vergangenheit zeigt - auf den Griff in 
die Staatskasse zur Subventionierung 
der Löhne. Darauf setzt offenbar auch 
die IG Metall in den noch bei der Treu­
hand befindlichen Unternehmen. Ob­
wohl sie selbst einräumt, daß schon die 
bisherigen Tarifsteigerungen und erst 
recht ein Lohnsprung von 26 Prozent 
für viele Unternehmen nicht mehr fi­
nanzierbar ist, beharrt sie weiterhin auf 
Einhaltung des Stufentarifvertrages aus 
dem Jahre 1991 und ist hierfür sogar 
zum Streik bereit. Es dürfte mehr als 
zweifelhaft sein, ob der Inhalt eines Ta­
rifvertrages, der Verpflichtungen Drit­
ter - nämlich der Steuerzahler - einfor­
dert, noch mit dem Geist der Tarifauto­
nomie zu vereinbaren ist. Das Nachse­
hen hätten überdies die schon privati­
sierten oder neugegründeten Unterneh­
men. Da ihnen solche Subventionen 
nicht zur Verfügung stehen, werden die 
vorgesehenen Tarifsteigerungen bei ih­
nen Arbeitsplätze kosten. 

Angesichts der angespannten Finanzla­
ge der öffentlichen Kassen müßte die 
Erhaltung der industriellen Kerne 
schließlich auf Kosten der Förderung 
neuer Arbeitsplätze gehen. Ein Solidar­
pakt aber, der Ausdruck einer er-
haltungsorientierten und nicht einer zu-
kunftsgenchteten Wirtschaftspolitik in 
den neuen Bundesländern ist, führt in 
die Irre. "Man kann mit solchen Versu­
chen die Vergangenheit vielleicht noch 
eine Zeitlang verteidigen, aber die Zu­
kunft nicht gewinnen." (Olaf Sie vert). 

Gefahrenherd Marktverstöße 

Von allen Fehlem aber ist der am ver­
hängnisvollsten: Wir tun so, als sei 
Marktwirtschaft ein Instrument, das 
man ein- und ausschalten kann, wie es 
der Augenblicksstimmung beliebt. 
Ausgeschaltet wird Marktwirtschaft 
nicht nur durch die augenfälligen Ver­
stöße gegen das Gebot solider Staatsfi­
nanzen oder durch die Mißachtung des 
unauflöslichen Zusammenhangs von 
Produktivität und Lohn. Ausgeschaltet 
wird sie auch durch alle jene Praktiken, 
die sich in das Tragwerk unserer Ge­
sellschaft eingefressen haben wie Rost 
in den Stahl: durch marktwidrige Re­
gulierungen als Bremse für Eigeninitia­
tive, durch degenerierende Sozialsyste­
me ohne gesunde marktwirtschaftliche 
Anreize, durch Subventionen, die auf 
Kosten des technischen Fortschritts an 
überholten Strukturen festhalten und 
mit dieser Modernitätsverweigerung 
mehr Arbeitsplätze gefährden als sie zu 
retten vorgeben. Und durch immer grö­
ßere Verwaltungsapparate ohne Sinn 
für Effizienz und Kostenbewußtsein. 
Mit allen diesen Eingriffen kommen 
wir dem von Wilhelm Röpke vorausge­
sagten Punkt nahe, an dem "der ver­
bleibende Rest der Marktwirtschaft sei­
nen Dienst versagt". Es dahin treiben 
zu lassen, wäre der größte aller Kalku­
lationsfehler. Danach würde keine un­
serer Rechnungen mehr aufgehen. 
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Rezession als Reinigungschance 

Die gegenwärtige Rezession bringt vie­
le unserer tiefsitzenden Defizite ans 
Licht. Sie bietet uns damit aber auch 
die Chance, unserer Volkswirtschaft 
die stabilitätspolitische Konstitution 
wiederzugeben, mit der sie den näch­
sten Aufschwung schaffen kann. Was 
die Politik hierfür leisten muß, ist seit 
der Wende 1982 bekannt und seiner­
zeit zumindest teilweise umgesetzt 
worden: Entschlossener Abbau markt­
widriger Regulierungen, konsequente 
Kürzung von Subventionen, Begren­
zung des ausufernden Sozialsystems 
durch marktwirtschaftliche Anreizme­
chanismen, durchgreifende Privatisie­
rung öffentlicher Leistungen und ein 
stabilitätsgerechtes Finanzgebaren des 
Staates. Das alles gehört ebenso zur 
Stärkung der Wachstumskräfte wie eine 
an der Produktivität orientierte Lohn­
politik. 

Zugespitzt formuliert: Es ist höchste 
Zeit, Staat und Politik auf ihre eigentli­
chen Aufgaben zurückzuführen und das 
Individuum wieder in seine Rechte ein­
zusetzen. Es ist mit Händen zu greifen, 
daß die Politik sich übernommen hat. 
Ihre ursprüngliche Aufgabe, bei be­
grenzter Daseinsvorsorge den verläßli­
chen Rahmen für das Funktionieren ei­
nes Gemeinwesens freier, selbständi­
ger Bürger zu bieten und sich auf 
Schaffung und Erhalt der dafür not­
wendigen Voraussetzungen zu be­
schränken, ist längst aus dem Blickfeld 
geraten. Statt dessen ist die öffentliche 
Hand im Laufe eines jahrzehntelangen, 
wohlfahrts- und sozialstaatlich ausge­
richteten Erosionsprozesses zum ver­
meintlichen Garanten des Lebens­
glücks aller pervertiert. 

Der beschlossene Solidarpakt paßt 
nahtlos in dieses Bild: Er trägt zur Lö­
sung der Probleme nichts bei - und 
kann es auch nicht, solange Politik und 
Gesellschaft dem Verständnis von "So­
lidarität" nicht seine Würde und Kraft 
wiedergeben. 

Gebot der Stunde: Der "Solida­
rität" ihren Sinn wiedergeben 

Das Solidaritätsverständnis des Bonner 
"Pakts" ist Ausdruck reiner Vertei­
lungsmentalität, bei der es den Betei­
ligten darum geht, möglichst viel von 
der errechneten Masse auf Kosten an­
derer für sich und die eigene Klientel 
herauszuholen. Wir sind "solidarisch" 
im Einfordern. Auf die zunächst mit 
Anstrengung und Einbußen verbunde­
ne Solidarität zur Erreichung eines grö­
ßeren gemeinsamen Zieles wie das, die 
Zukunft unserer Kinder zu sichern, sind 
wir längst nicht mehr eingestellt. Im 
Gegenteil. Der kürzlich erfolgte Appell 
des französischen Staatspräsidenten 
"Jetzt müssen alle für das Fortkommen 
Frankreichs arbeiten" würde bei uns 
verständnislos belächelt oder bearg­
wöhnt. 

In diesem Unverständnis zeigt sich -
über das nationale Defizit hinaus - er­
schreckender Wirklichkeitsverlust. Wir 
führen uns kollektiv so auf, als genösse 
ausgerechnet Deutschlands Wohlbefin­
den Bestandsschutz, sind aber immer 
weniger bereit, ständig und aufs neue 
an den Voraussetzungen dafür zu ar­
beiten. 

Während andere Länder vor unserer 
Haustür um uns herum die Wieder­
gewinnung ihrer Wettbewerbsfähigkeit 
zur gemeinsamen Aufgabe machen, 

sich harte wirtschaftliche Fitnesspro­
gramme verordnen und ohne viele 
Worte solidarisch die zu hohen öffent­
lichen Ausgaben kappen, liegen bei uns 
die politischen Parteien, Tarif partner 
und Interessengruppen in einer schon 
fast ritualen Dauerkonfrontation. Wäh­
rend die Welt sich wandelt, während 
auch auf der internationalen wirtschaft­
lichen Bühne längst ein neues Stück 
gespielt wird, in dem neue Akteure 
kraftvoll auftreten und ihre Vorteile 
ausspielen, werden bei uns noch die 
überholten Rollen gespielt und die al­
ten Texte aufgesagt. So jagen wir in­
mitten einer der größten Rezessionen 
der Nachkriegszeit und angesichts der 
alle Kräfte fordernden Jahrhundertauf­
gabe der deutschen Wiedervereinigung 
unsere wertvollen Kräfte durch den 
Kamin, statt sie in einer großen An­
strengung zusammenzufassen. 

Der Schluß drängt sich auf: Uns sind 
die Einsichtsfähigkeit in die eigene 
Lage, die Beurteilungs-, Politik- und 
Handlungsfähigkeit abhanden gekom­
men und damit die elementarsten Res­
sourcen eines Volkes, um mit seinen 
Problemen fertig zu werden und beste­
hen zu können. Der allgemeinen Orien­
tierungslosigkeit entspricht der Glaube 
an immer neue, Wunder wirkende Kon­
zepte und Schlagworte. Das von der 
"Gemeinschaftsinitiative" scheint das 
nächste zu werden. Dabei ist nichts an­
deres nötig als ruhige, konsequent 
marktwirtschaftlich angelegte Aufbau­
arbeit und Aufklärung. Darauf und auf 
nichts anderes müssen die politischen 
und gesellschaftlichen Kräfte sich um­
gehend verständigen, damit für 
Deutschland und für seine Menschen, 
die jetzt hier leben und heranwachsen, 
die Rechnung wieder aufgehen kann. 
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